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Patrick Leithold

Wirtschaft in MV von Entlastungspaket „maßlos enttäuscht“

Das Handwerk in Mecklenburg-Vorpommern ist vom
dritten Entlastungspaket der Bundesregierung „maß-
los enttäuscht“. Die beiden Handwerkskammern
des Landes sehen in dem Paket der Bundesregie-
rung keine Unterstützung für die kleinen und mitt-
leren Betriebe. Die Handwerkspräsidenten Axel Hoch-
schild (Ostmecklenburg-Vorpommern) und Uwe Lan-
ge (Schwerin) sprachen von akuter Not. „Erste Betrie-
be stehen bereits mit dem Rücken zur Wand“, beton-
ten sie. Die Gefahr von Firmenpleiten wachse in den
nächsten Monaten. Die Wirtschaft in MV fordere des-
halb eine Deckelung aller Energiepreise durch die Po-
litik.

Besonders betroffen seien energieintensive Gewerke
wie Bäcker, Fleischer, Textilreinigungen bis hin zum
Metallhandwerk, hieß es. Aber auch Firmen im länd-
lichen Raum - in MV seien das 70 Prozent - hätten Pro-

bleme aufgrund der hohen Spritpreise nach dem Aus-
laufen des Tankrabatts.

Die Industrie- und Handelskammer (IHK) zu Schwe-
rin kritisierte, das Entlastungspaket gehe „mit Wucht“
an der Wirtschaft vorbei. „Offensichtlich verkennt die
BundesregierungdieRolle derUnternehmen“, hießes.
Eine wichtige Forderung der Wirtschaft sei die Decke-
lung der Energiepreise für 80 Prozent des Verbrauchs.

Auch der Wirtschaftsverband Handwerk MV und der
Unternehmerverband Norddeutschland kritisierten
die angekündigten Entlastungen als nicht ausrei-
chend für die Wirtschaft. Am Sonntag hatte bereits
die Vereinigung der Unternehmensverbände für MV
kritisiert, es bleibe unklar, wie gerade energieintensi-
ven kleinen und mittleren Betrieben zu verlässlicher
Liquidität verholfen werden könne.
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Lisa Belle, Lothar Neff

Gericht erklärt Urteil zu Kraftwerksschutt

Enzkreis hat gesiegt: Keine Entsorgung auf Deponie bei Maulbronn.

Noch nicht rechtskräftig: Land und Firmen können Rechtsmittel einlegen.

Enzkreis/Maulbronn/Karlsruhe. Einen Sieg hatte
der Enzkreis im Rechtsstreit um Entsorgung von
Schutt von Atomkraftwerken auf der Deponie Ham-
berg bei Maulbronn im April errungen. Wie berich-
tet, hatte das Verwaltungsgericht Karlsruhe zu seinen
Gunsten entschieden. Im Zentrum stand die Streit-
frage, ob freigemessene Abfälle – Beton aus dem
Rückbau kerntechnischer Anlagen, der keine bedenk-
liche Strahlung aufweist – in der Enzkreis-Deponie
entsorgt werden dürfen. Konkret geht es um Schutt,
der beim Abriss der Kernkraftwerke (KKW) in Philipps-
burg und Eggenstein-Leopoldshafen im Kreis Karls-
ruhe entsteht. 16 000 Tonnen aus Philippsburg und
38.450 Tonnen aus Leopoldshafen sollten im Lauf der
nächsten 25 Jahre im Enzkreis entsorgt werden.

Die neunte Kammer des Verwaltungsgerichts hatte
übermehrere Verfahren in diesemZusammenhang zu
entscheiden – alle zugunsten des Enzkreises. AmDon-
nerstag hat das Gericht die Urteilsbegründung veröf-
fentlicht. Diese ist allen Verfahrensbeteiligten zuge-
stellt worden. Damit läuft die Frist von einem Monat,
binnen welcher Berufung zum Verwaltungsgerichts-
hof Baden-Württemberg in Mannheim eingelegt wer-
den kann.

Regierungspräsidium unterliegt

Der Kreis hatte gegen das Land Baden-Württemberg –
vertreten durch das Regierungspräsidium (RP) Karls-
ruhe – geklagt. Das RP hatte für die Deponie Ham-
berg eine Ausnahmezulassung zur Entsorgung des
KKW-Schutts erteilt – ohne, dass der Enzkreis diese
beantragt hatte. Der Kreis als Eigentümer der Depo-
nie, die von der Hamberg Deponie-Gesellschaft (HDG)
betrieben wird, wehrte sich. Hintergrund der Ausein-
andersetzung ist eine öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung, die die HDG 2004 mit dem Landkreis Karlsru-
he geschlossen hatte, der keine eigene Deponie be-
sitzt. Strittig war, ob der Enzkreis durch den Koopera-
tionsvertrag dazu verpflichtet ist, den KKW-Schutt aus
Karlsruhe anzunehmen.

Das Gericht gab demKreis Recht: Die Ausnahmezulas-
sung nach der vom RP herangezogenen Rechtsgrund-
lage könne nicht antragslos und gegen denWillen des
Betroffenen – also aufgedrängt – ergehen, heißt es in
der Begründung. Die Ausnahmezulassung für eine Zu-
weisung bestimmter Abfälle an eine konkrete Beseiti-
gungsanlage habe der Gesetzgeber an strengere An-
forderungengeknüpft, diese seienumgangenworden.

„Die schriftliche Urteilsbegründung ist Anfang der Wo-
che bei uns eingegangen“, bestätigte Irena Feilhauer,
Pressesprecherin des RP, auf Anfrage der PZ. „Wir wer-
den jetztmit demUmweltministeriumüber dasweite-
re Vorgehen beraten. Ob wir in diesem Verfahren wei-
tere rechtliche Maßnahmen einleiten, kann ich zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht sagen.“ Man werde in-
nerhalb der genannten Monatsfrist reagieren.

Klagen abgewiesen

Auch in zwei weiteren Verfahren gab das Gericht dem
Kreis recht. Wie berichtet, hatten die für den Rück-
bau der Anlagen in Philippsburg und Eggenstein-
Leopoldshafen zuständigen Unternehmen dagegen
geklagt, dassder EnzkreisdieAnnahmederAbfälleun-
tersagt hatte. Diese Klagen hat die Kammer abgewie-
sen, da der Enzkreis weder aufgrund gesetzlicher Be-
stimmung noch aufgrund vertraglicher Verpflichtung
zur Annahme der Abfälle verpflichtet sei.

Da die Abfälle im Landkreis Karlsruhe anfallen, sei der
Enzkreis nicht von Gesetzes wegen zur Annahme ver-
pflichtet. Auch aus der öffentlich-rechtlichen Verein-
barung mit dem Landkreis Karlsruhe folge keine Ver-
pflichtung, da diese auf Abfälle beschränkt sei, die
von der Hamberger Deponiezulassung umfasst seien.
Auch aus der Ausnahmezulassung des RP folge kei-
ne Annahmepflicht, da diese rechtswidrig sei. Unge-
achtetdessenkönnedieAusnahmezulassungdenVer-
tragsumfang der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung
nicht ausdehnen.
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Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts habe die
EnBWzurKenntnis genommen,bestätigte Lutz Schild-
mann von der Konzernpressestelle. Die schriftlicheUr-
teilsbegründung liege der EnBW seit Ende Juli vor und
werde derzeit bewertet. „Fakt ist und bleibt, dass die
EnBW rechtlich verpflichtet ist, sich mit der betref-
fenden Abfallkategorie – konventionelle Abfälle mit
spezifischer Freigabe – an den zuständigen öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger zu wenden“, so Schild-

mann. Die EnBW geht fest davon aus, dass die für den
Standort Philippsburg relevanten Landkreise Karlsru-
he und Enz ihrer rechtlichen Verantwortung nach-
kommen – so wie dies andere Landkreise in Baden-
Württemberg bereits tun.“

Am Verfahren beteiligt ist auch die Kerntechnische
Entsorgung Karlsruhe GmbH (KTE): „Die KTE prüft der-
zeit weitere Schritte und kann zum jetzigen Zeitpunkt
noch keine Aussage machen.“
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Christian Geinitz

Zwei Atomkraftwerke bleiben bis April 2023 in Bereitschaft

Isar II und Neckarwestheim als ”Einsatzreserve” / Habeck: Halten am Ausstieg fest

itz. BERLIN. Deutschland kann auch im neuen Jahr
eineZeit langElektrizität inKernkraftwerkenerzeugen.
Anders als bisher geplant, werden nicht unbedingt al-
le drei Atomreaktoren zum 31. Dezember abgeschal-
tet. Zwei sollen über den Jahreswechsel hinaus im
Fall von Strommangel ans Netz gehen: Isar II in Bay-
ern und Neckarwestheim in Baden-Württemberg. Der
dritte Meiler im niedersächsischen Emsland wird wie
vorgesehen zum Jahresende stillgelegt. Das ist das Er-
gebnis eines ”Stresstests” zum Strommarkt, den Wirt-
schaftsminister Robert Habeck (Grüne) am Montag-
abend in Berlin vorgestellt hat.

Diebeiden letztenKernkraftwerke sollenbisMitte April
2023 eine, wie Habeck sagte, ”AKW-Einsatzreserve”
bilden, weil es den Analysen zufolge in der kalten Jah-
reszeit gerade in Süddeutschland eine angespannte
Versorgungs- undNetzsituation geben könnte. DerMi-
nistermachte aber deutlich: ”Am Atomausstieg, wie er
im Atomgesetz geregelt ist, halten wir fest.” Denn ”re-
gulär” gingen alle drei Anlagen planmäßig vom Netz,
es gehe lediglich um eine zeitlich und inhaltlich be-
grenzte ”Absicherung für den Notfall für den Winter
22/23”.

Neue Brennelemente würden hingegen, anders als
vom Koalitionspartner FDP angeregt, nicht geladen,

sagte Habeck. ”Mitte April 2023 ist auch für die Reser-
ve Schluss.” Der energiepolitische Sprecher der FDP-
Fraktion, Michael Kruse, kritisierte denn auch die Er-
gebnisse des Stresstests. ”Die Annahmen sind zu op-
timistisch. Sie sind politisch bestimmt und nicht aus
der Realität abgeleitet”, sagte Kruse. Habeck sagte, die
Kernkraft bleibe eine ”Hochrisikotechnologie”, die ra-
dioaktiven Abfälle belasteten viele nachfolgende Ge-
nerationen. ”Einepauschale Laufzeitverlängerungwä-
re daher auch im Hinblick auf den Sicherheitszustand
der Atomkraftwerke nicht vertretbar.” Den Stresstest
hattendieÜbertragungsnetzbetreiber 50Hertz, Ampri-
on, Tennet und Transnetz-BW erstellt, deren Chefs Ha-
beck bei der Vorstellung des Papiers begleiteten. Es
resümiert, dass ”stundenweise krisenhafte Situatio-
nen im Stromnetz im Winter 22/23 zwar sehr unwahr-
scheinlich sind, aktuell aber nicht vollständig ausge-
schlossenwerdenkönnen”. AlsGründenannteHabeck
die allgemein angespannte Situation auf den Ener-
giemärkten seit dem Ukrainekrieg, die ausgefallenen
Atomkraftwerke in Frankreich, die Dürre unddasNied-
rigwasser - welche die Wasserkraft und den Kohle-
transport einschränkten - sowie den stockenden Aus-
bauder erneuerbarenEnergienundderNetze.Habeck
versicherte aber, dass es eine ”sehr hohe Versorgungs-
sicherheit” gebe.
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Jürgen Flauger, Kevin Knitterscheidt

THOMAS SCHULZ

„Selbst Japan geht zurück zur Atomenergie“

In der Diskussion um längere Laufzeiten fordert der Bilfinger-Chef mehr Mut von den Betreibern: Sie
sollen erklären, was technisch machbar und rechtlich nötig ist.
Als neuer Vorstandschef des Industriedienstleisters
Bilfinger freut sich Thomas Schulz derzeit über wach-
sende Umsätze. Denn als Dienstleister unter anderem
für die Öl- und Gasindustrie profitiert der einst größ-
te Baukonzern der Welt im Moment davon, dass zahl-
reiche Kunden aus der Branche wegen des Ukraine-
kriegs ihre Kapazitäten ausbauen wollen. Sorge berei-
tet dem 57-Jährigen allerdings die Energieversorgung
der deutschenWirtschaft, vor allemwährend der Win-
termonate. DassdieBundesregierung zögert, die Lauf-
zeiten deutscher Atomkraftwerke angesichts der zu er-
wartendenGasknappheit zu verlängern, stößtbei dem
Manager auf wenig Verständnis.

Herr Schulz, als Industriedienstleister ist Bilfin-
ger auch am Rückbau von Atomkraftwerken be-
teiligt. Wie schwierig ist es denn, den Rückbau
zu stoppen und die Laufzeiten deutscher AKWs zu
verlängern?

Man muss dabei unterscheiden zwischen den Atom-
kraftwerken, die noch am Netz sind und technisch,
auch sicherheitstechnisch, weiterlaufen könnten. Und
dann gibt es jene Anlagen, die schon abgeschaltet
sind und erst reaktiviert werden müssten. Im ersten
Fall, das betrifft drei deutsche AKWs, wäre es relativ
einfach, diese noch ein bis zwei Jahre laufen zu lassen.
Da geht es im Wesentlichen um eine politische Ent-
scheidung und um die Genehmigungsverfahren, die
die Politik zügig vereinfachen könnte. Mit der Verlän-
gerung der Laufzeiten bieten wir – anstatt eigenpro-
duzierte Energie zu verknappen – wieder mehr Ener-
gie an. Unddaswürde dazu beitragen, die Energiekos-
ten zu senken. Dieser positive Effekt wiederum wür-
de die deutsche Industrie wieder wettbewerbsfähiger
machen und private Haushalte entlasten. Und als wei-
terer Sondereffekt ist davon auszugehen, dass sich die
Inflation abschwächen könnte.

Und wie sieht es bei den anderen aus, die schon

abgeschaltet sind?

Das wiederum ist eine technische Frage, die zunächst
die Betreiber beantworten müssen. Wir bei Bilfinger
sind die Projektfirma, die Kraftwerke im Auftrag von
Betreibern entweder zurückbaut oder neue Anlagen
einrichtet. Nach unserer Erfahrung müsste bei den
Kraftwerken, die längere Zeit vom Netz sind, ein grö-
ßerer technischer Aufwand betrieben werden, um sie
wieder hochzufahren. Zudem sind vielfach die Mitar-
beiter nichtmehr vorhanden, umdiese Anlagen zu be-
treuen. Wichtig ist die Frage, ob sich die bestehenden
Prüfprotokolle weiterführen lassen. Geht das nicht, ist
der Aufwand einer Wiederinbetriebnahme natürlich
erheblich. Da gibt es auch einen Kipppunkt, an dem
es sich nicht mehr lohnt.

Aber nicht nur die Politik sträubt sich, sondern
auch die Energieversorger selbst, die einen Wei-
terbetriebmehroderwenigerausgeschlossenha-
ben.

Ich verstehe auch nicht, warum deutsche Kraftwerks-
betreiberunddiePolitiknicht sofort einAnforderungs-
profil ausgearbeitet haben. Da wäre klar definiert, was
die Branche konkret braucht, um die bestehenden
AKWs ein halbes Jahr oder noch länger laufen zu las-
sen. Das wird im Ausland immer wieder kritisiert. Dort
herrscht der Eindruck: Die Deutschen wollen das ein-
fach nicht.

Wo sehen Sie die Schuld für die Misere?

Bis heute hat die Politik noch keine Entscheidung ge-
troffen, sondern erklärt, dass ein Weiterbetrieb der
AKWs nicht machbar sei. Dies trägt zur Verwirrung der
Öffentlichkeit bei. Ohne eine klare politische Entschei-
dung, insbesondere seitens desBundeskanzlers, kann
aber keine belastbare unternehmerische Planung er-
folgen. Da habe ich volles Verständnis für die Betrei-
ber, gerade bei einer so komplexen Technologie. Lä-
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ge aber jetzt zeitnah eine Entscheidung vonRegierung
und Bundestag vor, könnten die Betreiber einen Akti-
onsplan entwickeln, der aufzeigt, unter welchen Krite-
rien ein Weiterbetrieb möglich ist. Es wäre dann die
Aufgabe der Betreiber, hier aufzuklären und klar zu
sagen, was unter welchen Bedingungen und Kosten
machbar ist. Dannmüsste die Regierung Farbe beken-
nen. Selbst Japan vollzieht den Ausstieg aus demAus-
stieg und geht zurück zur Atomenergie.

Die großen Energieversorger in Deutschland wä-
ren an ihrem AKW-Geschäft fast pleitegegangen.
Muss der Staat das Risiko also auch noch über-
nehmen?

Die Politik diskutiert eine Gasumlage in Höhe von bis
zu 34 Milliarden Euro. Aus meiner Sicht wäre es nicht
gleichermaßen teuer, wenn wir unsere bestehenden
Atomkraftwerke weiter laufen lassen würden. Es ist
doch den Menschen in unserem Land nicht zu erklä-
ren, dass sie sich in den kommendenMonaten als Fol-
ge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine so-
wie auch hausgemachter Fehler in der deutschen En-
ergiepolitik finanziell extrem zurücknehmen und spa-
ren müssen. Ebenso ist nicht zu erklären, wenn aus
der Politik Vorschläge kommen, sich anstelle mit der
Dusche mit dem Waschlappen zu reinigen – während
wir bestehende und sichere Kapazitäten zur Energie-
erzeugung gleichzeitig und noch dazu in den Winter-
monaten stilllegen.

AberderAtomausstiegwurde seinerzeit dochvon
der großen Mehrheit der „Leute im Land“ befür-
wortet.

Gewichtige Teile der Grünen, aber leider auch indus-
trieferne linke Kreise haben in den vergangenen Jahr-
zehnten eine Atmosphäre erzeugt, in der die Indus-
trie das Nachsehen hat. Und schauen Sie sich eini-
ge Beiträge in der TV-Berichterstattung an: Wenn dort
über Industrie berichtetwird, sinddie Bilder häufig ge-
prägt von viel Staub und Schmutz – und weniger von
ökologischer Effizienz. Das prägt die öffentliche Mei-
nung und senkt das gesellschaftliche Verständnis für
diewirtschaftlicheBedeutungunddie Anliegender In-
dustrie.

Sehen Sie die Schuld etwa bei den Medien?

Sicherlich hat auch die mediale Berichterstattung zu
dieser Stimmung beigetragen. Aber wir in den Un-
ternehmen sollten auch vor unserer eigenen Haustü-
re kehren: Da hat die Wirtschaft selbst einfach eine
Schweigespirale inGanggesetzt –warumauch immer.
Vielleicht liegt es an der Globalisierung, dass viele Un-
ternehmen sich nicht mehr genügend auf ihren Hei-
matmarkt fokussieren. Das zeigt sich auch beim Fach-

kräftemangel: Früher galt manmit einemHauptschul-
abschluss als schlecht vermittelbar, heutewerdendie-
se jungen Menschen dringend benötigt. Erfreulicher-
weise kommt es hier aber zu einem Umdenken, und
gerade die Industrie wird zu einem attraktiven Arbeit-
geber.

Sie waren in den Jahren vor Ihrem Amt als
Bilfinger-Chef nur im Ausland unterwegs. Wie
blickt man dort auf Deutschland?

Ich habe das Gefühl, dass wir wieder in eine regu-
latorische Zeit zurückfallen, in der wir überall kleine
Schilder aufhängen, auf denen steht: „Das Betreten
der Grünfläche ist verboten – Eltern haften für ihre Kin-
der.“ Eine solche Mentalität wirkt sich nachteilig auf
denWirtschaftsstandort Deutschland aus. Viele Unter-
nehmen und auch Führungskräfte aus dem Ausland
wollen in einer solchen Kultur nicht leben. Während
etwa in den USA viel darüber gesprochen wird, was
alles möglich ist, richtet sich der Blick in Deutschland
fast ausschließlich auf die Gründe, warum etwas nicht
möglich sein soll. Aus Sicht der mir zugänglichen po-
litischen und wirtschaftlichen Kreise in anderen Län-
dern wird in Deutschland eher eine Bestrafungs- an-
stelle einer Motivationskultur gepflegt.

Wie sieht Ihre Antwort auf die Atomdebatte aus?

Optimal wäre eine Kanzlerentscheidung, die drei be-
stehenden AKWs zunächst zwei oder drei Jahre weiter
laufen zu lassen. Das würde auch guten Willen bei der
Bevölkerung erzeugen. Jeder würde sehen: Die Bun-
desregierung hat sich bei dem Thema gestreckt. Dann
bin ich als Bürger auch bereit, mich selbst zu stre-
cken und unbequeme Sparmaßnahmen mitzutragen
–nichtweilmir der Staat das vorschreibt, sondernweil
wir eine Gemeinschaft sind und ein gemeinsames Ziel
haben.

Sie beklagen also auch ein kommunikatives Pro-
blem?

Ja, eine bessere Informationspolitik für die Bevölke-
rung wäre sehr wichtig. Die Politik muss klarmachen,
warum es ein vermindertes Gasaufkommen gibt, was
man dagegenmacht und wofür wir die verbleibenden
Mengen einsetzen wollen – und auch, wie die Alterna-
tiven aussehen. Darüber sprechen wir in Deutschland
immer noch viel zuwenig. Die Investitionen in alterna-
tive Energiequellen sind richtig und ein Muss, gleich-
zeitig sollten konventionelle Energiequellen aber nur
in dem Maße heruntergefahren werden, wie neue En-
ergiequellen als stabile und kosteneffiziente Alternati-
ven hochgefahren werden können.

Herr Schulz, vielen Dank für das Interview.
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Die Fragen stellten Jürgen Flauger und Kevin Knitter-
scheidt.

ZITATE FAKTENMEINUNGEN

Vita - Der Manager: Der studierte Bergbauinge-
nieur startete seine Management-Karriere beim

schwedischen Maschinenbauer Svedala. Beim
dänischen Bergbau-Ausrüster FLSmidth fungier-
te Thomas Schulz neun Jahre lang als CEO, bevor
er am 1. März den Chefposten bei Bilfinger über-
nahm.DerKonzern: Bilfingerwar früherweltweit
als Bauunternehmen bekannt. Heute bietet der
SDax-Konzern Industriedienstleistungen an.

Energiebranche: Strommix - Anteil der Energieträger an der Nettostromerzeugung in Pro-zent 2022 
(MAR / Grafik)
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